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____________________________________________________________________________________________________________
Unser Zeichen:                 Datum. 5.8.2015 

Betreff: schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung des 
Kulturpolitischen Ausschusses zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
für ein Gesetz zur Änderung des Dritten Gesetzes zur Qualitätssicherung in 
hessischen Schulen :Drucks. 19/1981- 

 

Der Ganztagsschulverband Hessen begrüßt und unterstützt den Antrag der 
SPD-Fraktion, eigenständige gymnasiale Oberstufenschulen in Hessen zu 
errichten. 

Auch der Ganztagsschulverband ist der Überzeugung, dass zur 
Verwirklichung von mehr Chancengerechtigkeit überall in Hessen der Zugang 
zu einer gymnasialen Oberstufe unabhängig vom bisherigen Bildungsweg 
möglich sein muss. Das bisherige Verbot trägt dem nicht Rechnung. 
Eigenständige Oberstufen bieten Schülerinnen und Schülern, die eine 
Mittelstufenschule, eine Realschule, eine KGS oder eine IGS ohne eigene 
Oberstufe besuchen, einen Weg zum Abitur in einem Neuanfang. Sie sind in 
der Einführungsphase der Oberstufe nicht dadurch benachteiligt, dass sie 
sich erst in einem bestehenden System eingliedern müssen. 

Daher sollte den Schulträgern ermöglicht werden, je nach Bedarf auch 
eigenständige gymnasiale Oberstufen zu errichten. 

Guido Seelmann-Eggebert                                                                                                        
i.A. des Landesverbandes 

 

 

 

 

LANDESVERBAND HESSEN  
im GANZTAGSSCHULVERBAND  
GGT E.V. 
Vorsitz: Guido Seelmann-Eggebert 
Anschrift:  Lichtenbergstr. 13a 
 65191 Wiesbaden 
Tel.:  0611/500691 
Fax:   
eMail: p.:  gkseelmann@t-online.de 
 
Bankverbindung des Verbandes 
Nassauische Sparkasse 
 Kontonr.: 3122145927  
BLZ:          510 500 15  
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Öffentliche mündliche Anhörung des Kulturpolitischen Ausschusses zu dem Gesetzentwurf 

der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Änderung des Dritten Gesetzes zur 

Qualitätssicherung in hessischen Schulen – Drucks. 19/1981 - 

 

Stellungnahme der AG Hessischer Oberstufengymnasien 

Die  Mitglieder der AG der Hessischen Oberstufengymnasien, der alle 22 hessischen 

Oberstufengymnasien, inklusive der Internatsschule Schloss Hansenberg angehören, 

befürworten den vorliegenden Gesetzentwurf der Fraktion der SPD ausdrücklich. 

Auf unserer Jahrestagung am 10. Februar 2015 wurde der dezidierte Bedarf der Einrichtung 

weiterer reiner Oberstufengymnasien gerade im Raum Frankfurt, vor dem dort herrschenden 

desaströsen Mangel an entsprechenden weiterführenden Schulplätzen im Übergang von den 

abgebenden Gesamtschulen und Realschulen eingehend thematisiert. 

Wir  Schulleiterinnen und Schulleiter sehen die unabdingbare Notwendigkeit die gesetzlichen 

Rahmenbedingungen umgehend zu ändern, wenn die ursprünglich zurecht politisch 

proklamierte Schaffung von Chancengleichheit mit der Gründung der Schulform der 

hessischen Oberstufengymnasien in den 1970ern für die meist sehr heterogene 

Schülerschaft nicht nur Makulatur sein soll. 

Die Hessischen Oberstufengymnasien haben unisono erfolgreiche, erprobte spezielle 

Förder- und Kompensationskonzepte für ihre Schülerschaft entwickelt, um den individuellen 

gymnasialen Kompetenzerwerb erfolgreich bis zur allgemeinen Hochschulreife, dem auf den 

Bildungsstandards basierenden hessischen Landesabitur zu ermöglichen. Im 

zurückliegenden Schuljahr 2014/15 können wir immerhin wieder auf über 4000 erfolgreiche 

Abiturientinnen und Abiturienten verweisen. 

Dies ist jedoch nur möglich, wenn für diese sehr heterogene Schülerschaft auch weiterhin 

ein klares politisches Bekenntnis für die Schulform der Oberstufengymnasien vorliegt und die 

Einrichtung weiterer Oberstufengymnasien gesetzlich ermöglicht wird.  

Unsere erfolgreichen Abiturientinnen und Abiturienten hatten die Chance auf einen 

individuellen gemeinsamen schulischen Neuanfang an ihrem jeweiligen 
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Oberstufengymnasium, ungeachtet ob sie bisher eine Integrierte Gesamtschule, eine 

Kooperative Gesamtschule oder eine Realschule besucht hatten.  

Sie waren nicht die „Neuen“, die sich zur Einführungsphase in schon bestehende 

Schülerstrukturen und Hierarchien eines auf ihre speziellen Bedürfnisse  - beispielsweise 

eine fehlende zweite Fremdsprache neu beginnen zu müssen  - nicht vorbereiteten 

Vollgymnasiums einfinden mussten. Die  statistisch belegten Abbruchraten sprechen Bände. 

Gerade im Zuge der aktuell vorliegenden hohen Schülernachfrage nach Schulplätzen explizit 

an einem Oberstufengymnasium muss politisch ein klares Signal für Chancengleichheit im 

gymnasialen Bildungsgang durch die Errichtung weiterer reiner Oberstufengymnasien 

gegeben werden. 

 

 

OStD`n Kerstin Horcher-Müller / Sprecherin der AG Hessischer Oberstufengymnasien 

02.09.2015 
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Hessischer Städtetag 
Verband der kreisfreien und kreisangehöriger Städte in Hessen 

Frankfurter Straße 2 Telefon: (0611) 1702-0 E-Mail: posteingang@hess-staedtetag.de Bank: Nassauische Sparkasse Wiesbaden 
65189  Wiesbaden Telefax: (0611) 1702-17 Internet: www.hess-staedtetag.de  BIC: NASSDE55   IBAN: DE79 5105 0015 0100 0727 77 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Gesetzentwurf der SPD zur Neugründung eigenständiger Oberstufengymnasien, 
Drucks. 19/1981 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender Quanz, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

 

aufgrund der teils stark ansteigenden Schülerzahlen gerade im Rhein-Main-Gebiet muss 

den Schulträgern auch rechtlich die Möglichkeit eingeräumt werden, die Herausforde-

rungen der demographischen Entwicklung flexibel anzugehen.  

Auf die Umfrage der Geschäftsstelle bei den elf Städten mit Schulträgerschaft haben sich 

zwei Schulträger zu dem Gesetzentwurf rückgeäußert. Die Stadt Rüsselsheim und insbe-

sondere die Stadt Frankfurt am Main sehen die Notwendigkeit, das Verbot der Neugrün-

dung eigenständiger gymnasialer Oberstufen aufzuheben. Von den übrigen Schulträgern 

liegen uns keine gegenteiligen Positionierungen vor. 

 

Anschaulich schildert die Stadt Frankfurt ihre Betroffenheit: 

 

Die Frankfurter Stadtverordnetenversammlung hat bereits im September 2011 neben den 

drei seit vielen Jahren existierenden Schulen die Errichtung eines weiteren Oberstufen-

gymnasiums beschlossen. Im weiteren Vorgehen zur Umsetzung dieses Beschlusses war 

perspektivisch die Errichtung einer eigenständigen Schule gemeinsame Zielsetzung des 

Bildungsdezernates und des Staatlichen Schulamtes. Mit Beginn des Schuljahres 

2013/2014 nahm die neue Oberstufe organisatorisch noch als Außenstelle eines  

Hessischer Städtetag * Frankfurter Straße 2 * 65189  Wiesbaden 
 
Hessischer Landtag 
An den Vorsitzenden des 
Kulturpolitischen Ausschusses 
Schlossplatz 1- 3 
65183 Wiesbaden 

Ihre Nachricht vom:  02.07.2015 
Ihr Zeichen: I A 2.8 
 
Unser Zeichen: 200.02 Oe/Zi 
Durchwahl: (0611) 1702-26 
E-Mail: oegel@hess-staedtetag.de 
 
Datum: 04.09.2015 
Stellungnahme-Nr. 089-2015 
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Oberstufengymnasiums (Max-Beckmann-Schule) ihren Unterrichtsbetrieb auf. Seither gibt 

es seitens der Stadt Frankfurt am Main Bestrebungen, die auf eine Eigenständigkeit der 

Schule gerichtet sind. 

Im Rahmen des im Herbst 2014 abgeschlossenen Beteiligungsverfahrens zur Erarbeitung 

des neuen Schulentwicklungsplanes ist abermals deutlich geworden, dass der Bedarf an 

zusätzlichen Plätzen im gymnasialen Bildungsgang derzeit nicht gedeckt ist und alleine 

schon durch die demographische Entwicklung in Frankfurt weiter steigen wird.  

Der neue Schulentwicklungsplan sieht daher neben weiteren Schulgründungen die Errich-

tung eines achtzügigen Gymnasiums und einer weiteren Oberstufe vor. 

 

Die Anmeldungen für gymnasiale Oberstufen neben den grundständigen Gymnasien 

kommen überwiegend von Schülerinnen und Schülern aus Gesamtschulen und Real-

schulen. In der Einführungsphase der genannten Außenstelle kamen Schülerinnen und 

Schüler aus 40 verschiedenen Schulen zusammen. Eine so heterogene Schülerschaft 

innerhalb von drei Jahren erfolgreich zum Abitur zu führen, ist eine besondere Aufgabe. 

Diese Aufgabe ist aus Sicht des Schulträgers Frankfurt in einer eigenständigen Schule 

und mit einer eigenen Schulkultur sehr viel besser wahrzunehmen.  

Hinzu kommt, dass Frankfurter Schülerinnen und Schüler generell, insbesondere aber die 

der gymnasialen Oberstufenschulen, zu einem sehr großen Anteil aus Zuwandererfamilien 

stammen. Für diese jungen Menschen jenseits der Gymnasien ein passendes pädagogi-

sches Profil zu entwickeln und ihnen einen Weg zum Abitur zu ermöglichen, ist für 

Frankfurt bildungspolitisch wie gesellschaftlich außerordentlich bedeutsam. 

 

Der Gesetzentwurf der SPD-Fraktion zur Änderung des Dritten Gesetzes zur Qualitäts-

sicherung in hessischen Schulen wird deshalb seitens des Hessischen Städtetages 

unterstützt. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Dr. Jürgen Dieter 
      Direktor 
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Stellungnahme der Vereinigung der Schulaufsichtsbeamten in Hessen zum 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Änderung des Dritten 

Gesetzes zur Qualitätssicherung in hessischen Schulen – Drucks. 19/1981- 

 

 

1. Aus unserer Sicht kann die Regelung so getroffen werden, wie die SPD das 

vorschlägt. Es ist in der Tat so, dass den Schulabgängern aus den Real- bzw. 

Gesamtschulen ein entsprechendes Angebot eröffnet werden sollte.  

2. In den bereits existierenden Gymnasien mit GOS haben die vorgenannten 

Schülerinnen und Schüler mit Anlaufschwierigkeiten zu kämpfen. 

3. Analog sind in den Beruflichen Gymnasien entsprechende Erfahrungen 

gesammelt worden und findet in der Einführungsphase der GOS an dem 

Beruflichen Gymnasium entsprechend Beachtung. 
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Arbeitskreis der Realschulen und mit Realschulen  
verbundenen Schulen, Frankfurt am Main 

 
 

              B. Frenkel-Brandt 
              Konrad-Haenisch-Schule 
                 Tel.: 41 39 00 Fax: 42 88 00 2 

                      birgid.frenkel-brandt@stadt-frankfurt.de 
 
 
                                                      Frankfurt, 04.09.2015 
 
�o�a� pe� Mail 

 

A� de� Vorsitze�de� 

des kulturpolitis�he� Auss�husses 

Lothar Qua�z 

Hessis�her La�dtag - Postfa�h ���� 

����� Wies�ade� 

 

 

Stellu�g�ah�e des Ar�eitskreises der Reals�hulrektori��e� u�d Reals�hulrektore�  

Fra�kfurt a� Mai�  zu� Gesetze�twurf der SPD für ei� Gesetz zur Ä�deru�g des Dritte� 

Gesetzes zur Qualitätssi�heru�g i� hessis�he� S�hule� – Dru�ks. 1�/1��1 

A�höru�g zur Frage der Si�heru�g u�d Neuerri�htu�g eige�stä�diger gy��asialer 

O�erstufe�s�hule� 

 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Qua�z, 

 
der Ar�eitskreis der LeiterI��e� der Fra�kfurter Reals�hule� u�d �it Reals�hule� 

�er�u�de�e�-S�hule� �eg�üßt de� Gesetzese�t�u�f de� SPD-F�aktio� �D�u�ksa�he 

1�/1��1� ausd�ü�kli�h u�d u�te�stützt die �o�ges�hlage�e Ä�de�u�g des D�itte� Gesetzes 

zu� Qualitätssi�he�u�g �it der folge�de�, �ereits �ehrfa�h �orgetrage�e� Argu�e�tatio� 

�siehe hierzu au�h u�sere S�hrei�e� a� de� hessis�he� Kultus�i�ister u�d die i� La�dtag 

�ertrete�e� Fraktio�e� �o� Ju�i ���� u�d Mai �����: 

 

 Steige�de S�hülerzahle� erforder� ei� e��eite�tes A�ge�ot a� 

O�e�stufe�plätze�. Dies gilt i�s�eso�dere für A�sol�e�te� u�d A�sol�e�ti��e� 

�o� Reals�hule� u�d i�teg�ie�te� Gesa�ts�hule�, de�e� ei�e Eig�u�g für die 

g���asiale O�erstufe �es�hei�igt �urde. 
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 Will �a� das �estehe�de �reite A�ge�ot i� de� Mittelstufe e�halte� u�d da�it 

au�h D�u�k �o� g�u�dstä�dige� Gy��asie� �eh�e�, �üsse� eige�stä�dige 

GOSe� �orgehalte� �erde�: Die �estehe�de� solle� �eitergeführt �erde�, a�er 

es �üsse� au�h �eue eige�stä�dige GOSe� gegrü�det �erde� kö��e�. 

 

 Eige�stä�dige g���asiale O�erstufe� er�ögli�he� zielge�i�htete A�ge�ote u�d 

Fö�de��ögli�hkeite� zur Errei�hu�g der allge�ei�e� Ho�hs�hulreife 

i�s�eso�dere für geeig�ete A�sol�e�tI��e� der Mittelstufe�s�hule�, die si�h 

da�it auf die für die Ho�hs�hulreife �ot�e�dige� A�forderu�ge� ko�ze�triere� 

kö��e�, oh�e dur�h u�ge�oh�te u�d da�it a�le�ke�de Rah�e��edi�gu�ge� 

�zB. a� O�erstufe� �o� gru�dstä�dige� G���asie�, dere� S�hülerI��e� i.d.R. 

�ereits �-� Jahre i� dere� Rah�e��edi�gu�ge� gele�t u�d geler�t ha�e�� 

�ehi�dert zu �erde�. Ei�e he��e�de „Na�hholjagd“, die �ehr �it 

ps��hologis�h �esti��te� Ei�ge�öh�u�gs- u�d A�passu�gspro�le�e� zu tu� 

hat als �it kog�iti�e� A�forderu�ge�, ka�� so �e��iede� �e�de�. 

 

  Die a� eige�stä�dige� GOSe� ei�gesetzte� Leh�e�I��e� kö��e� si�h �it ihrer 

E�pertise gezielt auf ihre Klie�tel ei�ri�hte� u�d de�e� Pote�tiale gezielt fö�de��. 

 

 Ni��t die Politik das Postulat der Cha��e�glei�hheit er�st, �uss das A�ge�ot 

�o� eige�stä�dige� g���asiale� O�erstufe� u��edi�gt erhalte� u�d er�eitert 

�erde�. Dies gilt �i�ht zuletzt �it Bli�k auf Juge�dli�he aus eher �ildu�gsfer�e� 

S�hi�hte� oder Juge�dli�he �it Migratio�shi�tergru�d, dere� Elter� si�h zu�ä�hst 

a� höher�ertige A�s�hlüsse  „hera�taste�“;  au�h dere� Ki�der� sollte dur�h 

ei�e �eso�dere Hera�führu�g u�d Begleitu�g, �ie sie a� de� eige�stä�dige� 

g���asiale� O�erstufe�s�hule� e�t�i�kelt �orde� ist, die Auss�höpfu�g ihrer 

Pote�tiale er�ögli�ht �erde�. 

 

 

Diese �ualifizie�te� Reals�hüle�I��e� u�d Gesa�ts�hüle�I��e� �üsse� i� Si��e 

de� Glei�h�e�e�htigu�g ei�e e�hte Cha��e zu� E��ei�hu�g de� allge�ei�e� 

Ho�hs�hul�eife ge�ote� �eko��e�. Die E�haltu�g u�d Neue��i�htu�g �o� 

gy��asiale� O�e�stufe�s�hule� ist dafü� ei� u��e�zi�ht�a�e� Beit�ag. 

 

 

 

  

Mit freu�dli�he� Grüße� 

 

 

Birgid Fre�kel – Bra�dt 

 

 

P.S. I�h �erde a� der A�höru�g a� ��. No�e��er ���� teil�eh�e�. 
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Arbeits-Gemeinschaft der Direktorinnen und Direktoren an den beruflichen 
Schulen und den Studienseminaren für die beruflichen Schulen in Hessen 

      
 
 
 
 
 
 

Annette Greilich Schulleiterin der Friedrich-Feld-Schule Gießen 
Georg-Schlosser-Str. 20 35390 Gießen 

Tel.: 0641 306-3101 - Fax. 0641 306-3103 – Mail: agreilich@ffs-giessen.de 

AGD c/o Friedrich-Feld-Schule Georg-Schlosser-Str. 20 35390 Gießen 
 
Hessischer Landtag 
Herrn Vorsitzenden des Kulturpolitischen Ausschusses 
Schlossplatz 1-3 
35183 Wiesbaden 
 
 
 
Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, unsere Nachricht vom Gießen 
  10.09.2015 
 
 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Änderung des 
Dritten Gesetzes zur Qualitätssicherung in hessischen Schulen Drucks. 19/1981  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Quanz, 
 
zunächst möchten wir Ihnen für die Übermittlung der vorgenannten Unterlagen danken und 
dafür, dass die Arbeitsgemeinschaft der Direktoren an Beruflichen Schulen zu diesem 
Themengebiet Stellung beziehen kann.  
 
Wir erlauben uns, dies wie folgt zu tun: 
 
- Die AG der Direktoren an Beruflichen Schulen steht dem Gesetzentwurf der SPD kritisch 
gegenüber. 
 
- Die Alternative zur Errichtung neuer eigenständiger Oberstufengymnasien sehen wir als 
nicht notwendig an, da der dort angestrebte Bildungsabschluss der allgemeinen Hochschulreife 
auch an Beruflichen Gymnasien erreicht werden kann. 
 
- Berufliche Gymnasien bieten allen Abgängern aus der Mittelstufe (IGS, Realschule etc.) 
einen „gleichberechtigten Neuanfang“ aufgrund ihrer kompensatorischen Konzeption 
insbesondere in der Einführungsphase. Wir zeigen hier die Lösung für das von der SPD 
Fraktion in ihrem Papier geschilderte Problem auf.  
 
- Das Berufliche Gymnasium hat hessenweit noch Kapazitäten, insbesondere in der Stadt 
Frankfurt, so dass personelle und räumliche Ressourcen sowohl von Seiten des Landes als 
auch von Schulträgerseite kostenneutral genutzt werden können. 
 
- Um diese Kapazitäten nutzen zu können bedarf es lediglich regional verzahnter 
Bildungsketten (Schulverbünde), so z. B. Grundschulen – IGS –Berufliches Gymnasium. 
 
- Letzteres wiederum bedingt eine frühzeitige Informationspolitik für die Eltern von 
Grundschülern, um die Durchlässigkeit des hessischen Schulsystems aufzuzeigen und damit 
auch die Möglichkeit, dass die allgemeine Hochschulreife in Beruflichen Gymnasien erworben 
werden kann.  
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Annette Greilich Schulleiterin der Friedrich-Feld-Schule Gießen 
Georg-Schlosser-Str. 20 35390 Gießen 

Tel.: 0641 306-3101 - Fax. 0641 306-3103 – Mail: agreilich@ffs-giessen.de 

- Aus unserer Sicht und aus unseren Erfahrungen in der Kooperation mit den Kammern – 
Industrie und Handwerk – steht der Gesetzesentwurf der SPD völlig konträr zu deren 
Forderungen, nämlich die Implementierung beruflicher Bildung und Orientierung in den 
schulischen Werdegang aller Schülerinnen und Schüler, die die Verordnung für das 
allgemeinbildende Gymnasium nicht vorsieht, welches aber natürliche Säule jedes Beruflichen 
Gymnasiums ist. 
 
Sie finden unsere Position hier in aller Kürze dargestellt, für detailliertere Ausführungen und 
Fragen stehen wir Ihnen selbstverständlich zur Verfügung. 
 
Die Ersteller der Stellungnahme: 
 
gez. Dr. Ulla Carina Reitz, Schulleiterin der Wilhelm-Knapp-Schule in Weilburg und Vorsitzende 
der Arbeitsgemeinschaft der Direktoren an Beruflichen Gymnasien 
 
gez. Heinz Metternich, Schulleiter der Peter-Paul-Cahensly Schule in  Limburg 
 
gez. Peter Selesnew, Schulleiter der Feldbergschule in Oberursel 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
A. Greilich 
Schulleiterin  
Vorsitzende der AGD 
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VERBAND DER LEHRER HESSEN  
 im Deutschen Lehrerverband Hessen DLH 
 im Deutschen Beamtenbund DBB 
 
                                                                                                   Landesvorsitzende a. D.: 

  
 Gudrun Mahr 
 Weingartenstraße 50 
 61231 Bad Nauheim 
 Tel.: 06032-85555 
Frau Fax: 06032-869266 
M. Öftring e-mail:mahr-bad-nauheim@t- 
Hess. Landtag                                                                            online.de 
Postfach 3240 
                                                                                                   Bad Nauheim, den 10.09.2015 
65022 Wiesbaden 
 
 
 
 
 

Stellungnahme des Verbands der Lehrer (VDL) 
zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Änderung des 

Dritten Gesetzes zur Qualitätssicherung in hessischen Schulen 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Öftring! 
 
 
Der VDL dankt für die Möglichkeit einer Stellungnahme zu o. g. Gesetzentwurf. 
 
Da dieser Gesetzentwurf nicht primär das Aufgabengebiet des Verbands der 
Lehrer Hessen (VDL) tangiert, schließt sich der VDL der Stellungnahme des 
Hessischen Philologenverbands (HPhV) an.  
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
   Gudrun Mahr 
 
VDL-Landesvorstand  
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Engagement im Gallus  
eine Initiative von Deutsche Bank, Linklaters und dem Mehrgenerationenhaus Frankfurt   
  

 
10. September 2015 

 
 
Stellungnahme zur mündlichen Anhörung des Kulturpolitischen Ausschusses zu 
dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Änderung des Dritten 
Gesetzes zur Qualitätssicherung in hessischen Schulen 
 
Arbeitsgruppe „Gymnasiale Oberstufe“ (AG GOS) im Gallus 
 
Viele Eltern wünschen sich, dass ihre Kinder die Möglichkeit haben, alle 
Regelschulabschlüsse einschließlich des Abiturs wohnortnah abzulegen. Dieses Angebot 
gibt es im Gallus und den angrenzenden westlichen Stadtteilen Frankfurts nicht. Für die 
Errichtung einer gymnasialen Oberstufe (GOS) wurde im Stadtteil bereits seit über 20 
Jahren geworben. Im März 2014 wurde dieser langjährige Wunsch beim 
Sektorenübergreifenden Runden Tisch Gallus, welcher durch das Projekt „Engagement im 
Gallus – eine Initiative von Deutsche Bank, Linklaters und dem Mehrgenerationenhaus 
Frankfurt“ ins Leben gerufen wurde, wieder aufgegriffen und eine Arbeitsgruppe zum 
Thema initiiert, die am 7. April 2014 eine Aktion unter dem Motto „GOS ins Gallus – kurze 
Wege zum Abitur“ organisiert hat. Bei der Aktion sind alle Schüler/-innen der Paul-
Hindemith-Schule, deren Lehrer/-innen sowie Eltern und Unterstützer zum Frankfurter 
Römer marschiert, um dort den Wunsch nach einer gymnasialen Oberstufe im Frankfurter 
Westen in vielfältiger und kreativer Form Ausdruck zu verleihen. (http://www.kiz-
gallus.de/2014/04/01/kurze-wege-zum-abitur-gos-ins-gallus/) 
Die positive Entwicklung des Gallus in den letzten Jahren wird oft gelobt. Durch das 
Europaviertel und viele Neubauprojekte werden neue Bewohner ins Gallus gezogen. Dass 
zu einer nachhaltigen und positiven Entwicklung auch ein umfassendes Bildungsangebot 
für die im Stadtteil lebenden Menschen gehört, ist unstrittig. Das Gallus und die 
angrenzenden Stadtteile im Frankfurter Westen sind dennoch nach wie vor durch eine 
große Vielfalt geprägt: weit über 50 Prozent der Schülerinnen und Schüler haben einen 
Migrationshintergrund und/ oder einen nichtakademischen Hintergrund. Eine Integration 
dieser jungen Menschen kann nur durch eine Erhöhung der Bildungspartizipation 
gelingen. Hierfür ist eine starke Gymnasiale Oberstufe notwendig. 
 
Der Frankfurter Schulentwicklungsplan sieht vor, dass die Neue Gymnasiale Oberstufe, 
die zum Schuljahr 2013/14 in einem Übergangsstandort am Riedberg ihren Betrieb aufge-
nommen hat, in der Krifteler Straße im Gallus ihr endgültiges Zuhause erhält. Dieses bil-
dungspolitisch starke Signal hat der Arbeitsgruppe GOS neuen Aufwind verliehen, um be-
reits an der inhaltlichen Ausgestaltung der NGO, angepasst an die Bedingungen und Vo-
raussetzungen der Schülerschaft im Gallus und Frankfurter Westen, zu arbeiten. 
 
Die AG setzt sich aus festen Akteuren der Frankfurter Bildungspolitik und Schullandschaft, 
des Elternbeirats sowie engagierten Einrichtungen der Jugendhilfe zusammen und wird 
von dem Projekt „Engagement im Gallus – eine Initiative der Deutschen Bank, Linklaters 
und dem Mehrgenerationenhaus Frankfurt“ moderiert und begleitet. Für alle Teilnehmer/-
innen der Arbeitsgruppe ist es von elementarer Bedeutung mit der gymnasialen Oberstufe 
eine nachhaltige Bildungs- und Chancengerechtigkeit für die Schülerschaft zu erwirken. 
Weiterhin soll auch die Attraktivität der Paul-Hindemith-Schule als Verbundschule gestei-
gert werden und von einer gymnasialen Oberstufe eine positive Signalwirkung auf den ge-
samten Stadtteil ausgehen. 
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Landeselternbeirat  
von Hessen 

 

19. Januar 2015 

Stellungnahme 

des Landeselternbeirats von Hessen  
zur öffentlichen Anhörung im Hessischen Landtag zu dem Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD - für ein Gesetz zur Änderung des Dritten Gesetzes 
zur Qualitätssicherung in hessischen Schulen 
 
Drucksache 19/1981: 

 
Der Landeselternbeirat von Hessen begrüßt die Initiative der SPD Landtagsfraktion. Das 
Verbot, gymnasiale Oberstufen als eigenständige Schulform zu errichten, steht unseres Er-
achtens konträr zu dem Anspruch allen Schülerinnen und Schülern die Möglichkeit zu bieten, 
die Hochschulreife zu erlangen.  
 
Der Landeselternbeirat hat bereits mehrmals darauf hingewiesen, dass eine kontinuierliche 
Fortführung des studienqualifizierenden Bildungsgangs möglich sein muss. Das bestehende 
Verbot gymnasiale Oberstufen als eigenständige Schulform zu gründen, widerspricht dem 
Anspruch und wird der Nachfrage insbesondere in Ballungsgebieten nicht gerecht.  
 
Die gymnasiale Oberstufe  erleichtert gerade den Schülerinnen und Schülern, die von Mittel-
stufenschulen, Realschulen und Integrierten Gesamtschulen kommen, den Einstieg in die 
Oberstufe. 
 
Der Antrag entspricht den bestehenden Forderungen des Landeselternbeirats und ist aus 
unserer Sicht daher sehr zu begrüßen. Ungeachtet davon gehen wir davon aus, dass vor 
Errichtung eines solchen Angebots eine Prüfung vor Ort erfolgt, um mögliche Auswirkungen 
zu eruieren.  
 

  

Reiner Pilz 
Vorsitzender    
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